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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 3. 


(Nr. 2409.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungsurkunde für die Köln-Mindener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. Vom 18. Dezember 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ic. 


Nachdem von der unterm 21. Auguſt 1837. beftätigten Rhein⸗Weſer⸗ 
Eifenbahn: Aktien: Gefellfhaft das von ihr eingeleitete Unternehmen einer Eiſen⸗ 
bahn zur Verbindung des Rheines mit der Weſer aufgegeben, und nunmehr 
anderweitig nach Inhalt des anliegenden Notarial-Aktes vom 9. Oktober d. J. 


* zum Zwecke der Erbauung und Benutzung einer Eiſenbahn von Koͤln nach der 


Landesgraͤnze bei Minden eine anonyme Geſellſchaft mit einem Grundkapitale 
von Dreizehn Millionen Thalern gebildet worden iſt, wollen Wir hierdurch zur 
Ausführung dieſer Eiſenbahn, welche von Deutz ausgehen, bei Duisburg die 
Ruhr uͤberſchreiten und nach der Landesgraͤnze bei Minden zum Anſchluſſe an 
die von Hannover dorthin zu bauende Eiſenbahn gefuͤhrt werden ſoll, Unſere 
landesherrliche Zuſtimmung ertheilen, zugleich auch hiermit, nach der Beſtimmung 
des Art. 37. des Handelsgeſetzbuches Unſerer Rheinprovinz, die ebengedachte 
Geſellſchaft mit der Benennung: „Coͤln-Mindener-Eiſenbahn-Geſellſchaft“ als 
eine anonyme Geſellſchaft beſtaͤtigen, und deren Statuten, wie ſolche auf Grund 
der Seitens Unſeres Finanzminiſters gepflogenen Verhandlungen in dem vor⸗ 
erwaͤhnten Notarial-Akte vom 9. Oktober d. J. feſtgeſtellt worden ſind, mit 
der Maaßgabe: a 
zu $. 20., daß die Amortiſation der hierin gedachten Dokumente nicht von 
der Direktion ſelbſt, ſondern, auf Grund des von ihr nach SS. 20. und 
30. veranlaßten Aufgebotes, von Unſerem Landgerichte in Köln auszu⸗ 
ſprechen iſt; a 
zu §. 30., daß im Falle des Eingehens der Allgemeinen Preußiſchen Zeitung 
ſtatt 5 eine andere in Berlin erſcheinende Zeitung gewaͤhlt wer⸗ 
den muß; 
zu 88. 49. und 60., daß die darin erwähnten, von der Direktion außer Kurs 
geſetzten Aktien auch von der Direktion ſelbſt durch einen nach S. 72. 
zu unterzeichnenden Vermerk wieder in Kurs geſetzt werden dürfen, 
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in allen Punkten genehmigen, indem Wir insbeſondere, im Anerkenntniſſe der 
Wichtigkeit der obenbezeichneten Eiſenbahnverbindung fuͤr die allgemeinen Landes⸗ 
Intereſſen, für die Zinfen des Aktien⸗Kapitales, wie daſſelbe im §. 9. der Sta⸗ 
tuten vorlaͤufig angenommen worden und demnaͤchſt in Gemaͤßheit des §. 15. 
definitiv feſtgeſtellt werden wird, und zwar zum Satze von Drei und Ein Halb 
Prozent, unter den in den Statuten enthaltenen naͤheren Beſtimmungen und 
Bedingungen die Garantie des Staates hierdurch bewilligen. 

Zugleich beſtimmen Wir, daß, ſo weit nicht in den ebenerwaͤhnten Sta— 
tuten beſondere Feſtſetzungen getroffen worden, die in dem Geſetze uͤber die Ei⸗ 
ſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften, namentlich diejenigen über die Erpropriation, nebſt den beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen und Maaßgaben, welche in dem am 10. April 1841. mit der 
Koͤniglich Hannoveriſchen und der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung 
wegen der Herſtellung einer Eiſenbahn von Magdeburg uͤber Braunſchweig und 
Hannover nach Minden abgeſchloſſenen Staatsvertrage (Geſetz⸗ Sammlung fuͤr 
1842. Seite 46. ff.) hinſichtlich der Strecke von Minden bis zur Landesgrenze 
ek find, auf die vorgedachte Eiſenbahn-Unternehmung Anwendung fin- 
den ſollen. 

Die gegenwaͤrtige Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungsurkunde ſoll nebſt den 
in dem mehrerwaͤhnten Notarial⸗Akte vom 9. Oktober d. J. enthaltenen Sta⸗ 
tuten durch die Geſetz Sammlung bekannt gemacht werden. 

Gegeben Charlottenburg, den 18. Dezember 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Muͤhler. v. Bodelſchwingh. 


Statuten 
fuͤr die 


Koͤln⸗Mindener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
| Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
Titel J. 
Zweck und Befugniſſe der Geſellſchaft. 


§. 1. Zum Zweck der Erbauung und Benutzung einer Eiſenbahn von 
Koͤln bis zur Landesgraͤnze bei Minden wird eine anonyme Geſellſchaft nach 
den Beſtimmungen des Preußiſch⸗Rheiniſchen Handelsgeſetzbuches, und zwar nach 
den Artikeln 29— 37. deſſelben, gebildet, welche den Namen 
Koͤln⸗ Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft 
annimmt und ihren Sitz in der Stadt Koͤln hat. 
8. 2. 
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5. 2. Die Geſellſchaft wird dem Staate und dem Publikum gegenuͤber 
durch die Direktion, reſpektive den Adminiſtrationsrath, nach Maaßgabe der 
ſpaͤter folgenden Beſtimmungen, vertreten. 


§. 3. Die Bahn wird von Deutz ausgehen, bei Duisburg die Ruhr 
uͤberſchreiten und nach der Landesgraͤnze bei Minden zum Anſchluſſe an die von 
Hannover dorthin zu bauende Bahn gefuͤhrt werden; die Strecke von Minden 
bis zur Landesgraͤnze wird jedoch nicht eher in Bau genommen, als bis der 
Staat nach Maaßgabe der noch mit der Koͤniglich Hannoveriſchen Regierung 
zu fuͤhrenden Verhandlungen die Zuſtimmung dazu ertheilt. 

Die Beſtimmung der Bahnlinie und die Feſtſetzung des Bauprojektes 
bleibt dem Koͤniglichen Finanzminiſterium vorbehalten. 


§. 4. Die Geſellſchaft kann den Guͤter- und Perſonentransport auf 
der Bahn fuͤr eigene Rechnung betreiben. Sie wird, wenn auch andere Un⸗ 
ternehmer dieſe Transporte beſorgen moͤchten, davon ein Bahngeld erheben. 
Der Tarif ſowohl für die Guͤter⸗ als auch für die Perſonenbefoͤrderung, fo 
wie der Tarif fuͤr das Bahngeld, imgleichen jede Aenderung dieſer Tarife, be⸗ 
darf der Zuſtimmung des Königlichen Finanzminiſteriums. — Auch bleibt dem⸗ 
ſelben nicht nur die Genehmigung, ſondern, um das nothwendige Ineinander⸗ 
greifen mit den Fahrten auf anderen Bahnen zu ſichern, auch die Abaͤnderung 
der Fahrplaͤne vorbehalten. 


§. 5. Mit landesherrlicher Genehmigung kann die Geſellſchaft auch 
Zweigbahnen von den nicht von der Hauptbahn beruͤhrten Orten zur Haupt⸗ 
dahn bauen und benutzen. Ueber die Anlage ſolcher Zweigbahnen beſchließt die 
General⸗Verſammlung; jedoch wird hinſichtlich der projektirten Zweigbahnen nach 
Mülheim a. d. Ruhr, nach Ruhrort und nach dem Hafen bei Duisburg die 
Beſchlußnahme dem Adminiſtrationsrathe uͤbertragen. 


§. 6. Sollte in Folge weiterer Vervollkommnung in den Transport⸗ 
mitteln eine noch beſſere oder wohlfeilere Förderung der Transporte, als auf 
Eiſenſchienen, moͤglich werden, ſo kann die Geſellſchaft auch das neue Foͤrde⸗ 
rungsmittel herſtellen und die Bahn, demſelben angemeſſen, nach Anleitung des 
H. 4. benutzen. 

§. 7. Die Geſellſchaft kann, unter Genehmigung des Königlichen Fi⸗ 
nanzminiſteriums, mit den Unternehmern von Eiſenbahnen, die in direkter Ver⸗ 
bindung mit ihrer (der Geſellſchaft) Bahn ſtehen oder errichtet werden, Ver⸗ 
traͤge wegen der gegenſeitigen Benutzung ſchließen, oder auch in ſolchen Eiſen⸗ 
bahnen ſich betheiligen. 
1 8. 8. Die Geſellſchaft kann, ebenfalls unter Genehmigung des Koͤnig⸗ 
lichen Finanzminiſteriums, für. ihre Rechnung, jedoch nicht mit ausſchließlichem 
Privilegium, die erforderlichen Einrichtungen zur Beſorgung der Perſonen und 
Guͤter von und nach den Stationsplaͤtzen herſtellen; dies bezieht ſich nur auf 
die dieſen Plaͤtzen nahe gelegenen Orte. 
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Titel II. 
Aktien⸗Kapital und Anleihen. 


5. 9. Das Aktien⸗Kapital wird vorläufig auf dreizehn Millionen Thaler 
feſtgeſetzt, und zerfaͤllt in 65,000 auf den Inhaber lautende Aktien, jede im Be⸗ 
trage von 200 Thalern. 

a) Von dieſem Aktien⸗Kapital übernimmt der Staat den ſiebenten Theil, 
in runder Summe von 1,860,000 Thalern, oder 9300 Stück Aktien. 

b) Die uͤbrigen ſechs Siebentel, in runder Summe von 11,140,000 Thalern, 
werden durch 55,700 Stuͤck Aktien, welche im Wege der Aktienzeich⸗ 
nung untergebracht werden, beſchafft. 


$. 10. Die Einzahlungen auf die Aktien erfolgen, nach der Wahl der 
Aktionaͤre, in Koͤln, Duͤſſeldorf und Berlin, ſo wie in den Staͤdten, welche 
ſonſt zu dieſem Zweck etwa deſignirt werden. Die Direktion hat deshalb die 
erforderlichen Beſtimmungen zu erlaſſen. Die gedachten Einzahlungen ſind in 
Raten bis zu 20 Prozent ſukzeſſive nach den naͤheren Beſtimmungen der Di⸗ 
rektion zu leiſten, und zwar innerhalb zweier Monate nach einer von der letzteren 
erlaſſenen oͤffentlichen Aufforderung. 


§. 11. Wer auf die im S. 9. b. gedachten Aktien nicht innerhalb der 
im . 10. bezeichneten Friſt die Einzahlungen leiſtet, hat eine Konventionalſtrafe 
von 10 Prozent der in Ruͤckſtand gebliebenen Raten zum Vortheil der Geſell⸗ 
ſchaft verwirkt. Wenn innerhalb zweier ferneren Monate, nach einer erneuerten 
öffentlichen Aufforderung, die Zahlung noch immer nicht erfolgt, fo iſt die Ge⸗ 
ſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten als verfallen, und die durch 
die Ratenzahlungen, ſo wie durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionaͤr 
gegebenen Anſpruͤche auf den Empfang von Aktien fuͤr vernichtet zu erklaͤren. 
Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt nach Beſchluß der Direktion durch oͤffentliche Be⸗ 
kanntmachung unter Angabe der Nummern der Aktien. 

An die Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktionaͤre koͤnnen von 
der Direktion neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. Dieſelbe iſt aber auch be⸗ 
rechtigt, ſo lange die erſten Aktienzeichner nicht ihrer Verhaftung entlaſſen ſind, 
die fälligen Einzahlungen nebſt der Konventionalſtrafe gegen die erſten Aktien⸗ 
zeichner gerichtlich einzuklagen. 


$. 12. Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionaͤr, unter 
welcher Benennung es auch ſey, zu Zahlungen nicht verpflichtet, den einzigen 
Fall der im $. 11. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 


F. 13. Die Aktien⸗Dokumente werden nach einem dem Koͤniglichen Fi⸗ 
nanzminiſterium zur Genehmigung vorzulegenden Formulare ausgefertigt und 
von wenigſtens zwei Direktoren, fo wie von dem Spezial⸗Direktor oder einem 
ihn vertretenden Beamten unterzeichnet. 


§. 14. Saͤmmtliche auf die zu emittirenden 65,000 Stuͤck Aktien ge⸗ 


leiſtete Einzahlungen werden waͤhrend der Bauzeit bis zum Schluſſe des Jah⸗ 
res, 
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res, in welchem die ganze Bahn von Koͤln nach Minden in Betrieb geſetzt 
wird, mit vier Prozent jaͤhrlich verzinſet; dieſe Zinſen werden aus dem Kapitale 
(F. 9.) entnommen, ſo weit fie nicht durch den bis zu jenem Zeitpunkte aus 
dem Betriebe aufkommenden Ertrag gedeckt werden. 


g §. 15. Bei Ablauf des eben (§. 14.) gedachten Jahres wird das Ka— 
pital, welches ſich 

a) für den Bau der Bahn von Köln nach der Landesgraͤnze bei Minden 

ſammt allem Zubehoͤr, 

b) für das Betriebsmaterial, 

c) fuͤr die Beſtreitung der Generalkoſten, 

d) für die Zinſen der geleifteten Einzahlungen (S. 14.) 
als nothwendig ergiebt, mit Zuziehung des Königlichen Finanzminiſteriums def⸗ 
nitiv berechnet und feſtgeſtellt. — Sofern ſich ein Mehrbedarf über den ange⸗ 
nommenen Betrag von 13,000,000 Thalern herausſtellen ſollte, wird dieſer 
Mehrbedarf entweder durch Erhoͤhung des Aktien-Kapitals in der Art, daß von 
den anderweit zu emittirenden Aktien ein Siebentel vom Staat, uͤbernommen, 
der Ueberreſt im Wege der Aktienzeichnung untergebracht wird, oder durch Auf⸗ 
nahme einer Anleihe mittelſt Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen 
beſchafft. Die Beſchlußnahme uͤber die Wahl des einen oder des anderen 
Weges erfolgt auf den Vorſchlag der Direktion durch den Adminiſtrationsrath 
unter Zuſtimmung des Koͤniglichen Finanzminiſteriums. 


5. 16. Vom 1. Januar des auf die Eröffnung der ganzen Bahn von 
Koͤln nach Minden folgenden Jahres an wird der aufkommende Ertrag dieſer 
Bahn, ſowie eventuell der weiteren Strecke bis zur Landesgraͤnze (§. 3.) nach 
Maaßgabe der folgenden Beſtimmungen auf das im S. 9. angenommene, reſp. 
das nach §. 15. erhoͤhete Aktien⸗Kapital als Zinſen und Dividenden vertheilt: 


J. Aus dem aufkommenden Ertrage werden zunaͤchſt 

a) die Verwaltungs⸗, Unterhaltungs⸗ und Betriebs⸗Koſten, mit Einſchluß 
der für die Erneuerung des Ober⸗Baues und des Betriebs⸗Materials 
erforderlichen Betraͤge, N 

b) die Zinſen für die etwa zu emittirenden Obligationen, einſchließlich des 
für deren Amortiſation auszuſetzenden Fonds, 

entnommen. 

II. Von dem hiernaͤchſt verbleibenden Ertrage wird jaͤhrlich eine mit Zu⸗ 
ſtimmung des Koͤniglichen Finanzminiſteriums auf den Antrag der Di⸗ 
rektion vom Adminiſtrationsrathe feſtzuſetzende Quote zur Bildung eines 
Reſervefonds fuͤr außerordentliche und nicht vorherzuſehende Faͤlle vor⸗ 
weg entnommen. b 

Der Beſtand deſſelben darf nur in Folge eines der Genehmigung 
des Koͤniglichen Finanzminiſteriums unterliegenden Beſchluſſes des Ad⸗ 
miniſtrationsrathes uͤber 3 Prozent des Aktien⸗Kapitals erhoͤht werden. 

III. Der nach Abzug der Beträge sub. I. und II. fi ergebende Reſt bildet 
den Reinertrag. Aus demſelben werden zunächſt auf ſaͤmmtliche Aktien 
31 Prozent jaͤhrliche Zinſen in halbjaͤhrlichen Terminen gezahlt. 
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Der Ueberſchuß wird nach Abzug der den Mitgliedern des Ad⸗ 
miniſtrationsrathes und der Direktion, ſowie den Beamten ſtatutengemaͤß 
oder kontraktlich zu gewaͤhrenden Tantiemen, vorbehaltlich des nach 
Nr. IV. dem Staate zufallenden Antheils, auf ſaͤmmtliche Aktien als 
Dividende vertheilt. 


IV. Wenn der Reinertrag (Nr. III.) ſich auf mehr als 5 Prozent des Ak⸗ 
tien⸗Kapitals (S. 9. reſp. 15.) beläuft, fo fällt von dieſem Ueberſchuſſe 
über 5 Prozent der dritte Theil dem Staate zu, um nach feinem Er⸗ 
meſſen zur Ausgleichung etwa geleiſteter oder Fünftig zu gewaͤhrender Zins⸗ 
zuſchuͤſſe (S. 17.) oder zum Ankaufe von Aktien nach dem Tageskurſe 
verwendet zu werden. 


$. 17. Fuͤr den Fall, daß der Reinertrag (S. 16. III.) nicht dazu hin⸗ 
reichen ſollte, um fuͤr die ſaͤmmtlichen Aktien einen jaͤhrlichen Zinsgenuß von 
31 Prozent zu gewähren, wird vom Staate der hierzu noͤthige Zuſchuß geleiſtet, 
und dieſer Zinsgenuß unbedingt garantirt, ſo lange nicht die Amortiſation der 
Aktien vollſtaͤndig beendigt iſt. 


$. 18. Mit jeder Aktie werden für eine angemeſſene Zahl von Jahren 
Zinskupons ausgereicht, welche mit einem Kontrollzeichen des Königlichen Sir 
nanzminiſteriums verſehen und nach Ablauf des letzten Jahres durch neue er⸗ 
ſetzt werden. 

Die Einlöfung der Zinskupons und die Zahlung der Dividenden er: 
folgt in Koͤln, Duͤſſeldorf und Berlin, ſowie in denjenigen Städten, welche etwa 
ſonſt noch von der Direktion mit Zuſtimmung des Koͤniglichen Finanzminiſteriums 
hierzu beſtimmt werden. 


$. 19. Die Zinſen und Dividenden, welche nicht innerhalb vier Jahre, 
vom Tage der erſten oͤffentlichen Aufforderung an gerechnet, und nach zweimal, 
in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens Einem Jahre wiederholt erlaſſenen desfall⸗ 
figen oͤffentlichen Aufforderungen, in Empfang genommen worden find, verfallen 
der Geſellſchaft. 


§. 20. Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Aktien, Zinskupons 
oder Dividendenſcheine mortifzirt werden, fo erläßt die Direktion dreimal, in 
Zwiſchenraͤumen von vier Monaten, eine oͤffentliche Aufforderung, jene Doku— 
mente einzuliefern oder die etwaigen Rechte an dieſelben geltend zu machen. 
Sind, nachdem zwei Monate nach der letzten Aufforderung vergangen, die Do⸗ 
kumente nicht eingeliefert oder die Rechte nicht geltend gemacht worden, ſo er⸗ 
klaͤrt die Direktion die Dokumente oͤffentlich für nichtig oder verſchollen, und 
fertigt an deren Stelle andere aus. 

Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern den 
Betheiligten zur Laſt. 


§. 21. Die emittirten Aktien mit Ausſchluß des vom Staate ſelbſt nach 
$. 9. 4., reſp. S. 15. übernommenen Siebentels werden durch allmälige Einloͤſung 
nach dem Nennwerth vom Staate erworben und amortiſirt. Von den amor⸗ 
tiſirten Aktien bezieht der Staat die Zinſen und Dividenden. 8 
N ur 
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Zur Amortiſation werden vom Staate, und zwar von dem auf die Er⸗ 
Öffnung der ganzen Bahn von Köln nach Minden folgenden Jahre ab, jähr- 
lich verwendet: 

1) Die Zinſen und Dividenden, welche auf das vom Staate uͤbernommene 
Siebentel der Aktien fallen, mindeſtens alſo ein halbes Prozent des ge⸗ 
ſammten Aktien⸗Kapitals; | 

2) die Zinfen und Dividenden der amortiſirten Aktien. 

„ 3u dieſer Amortiſation iſt der Staat ſelbſt dann verpflichtet, wenn der 

Reinertrag ($. 16. III.) nicht einen Zinsgenuß von 34 Prozent gewaͤhren follte, 
mithin von ihm, nach der Beſtimmung des 8. 17., zur Gewaͤhrung deſſelben 
Zuſchuß geleiſtet werden muß. Andererſeits ſteht demſelben die Befugniß zu, 
den oben unter Nr. 1. gedachten Betrag aus ſeinen Mitteln jaͤhrlich auf 
1 Prozent des geſammten Aktien-Kapitals zu erhoͤhen, wenn auch die Zinſen 
und Dividenden des von ihm übernommenen Siebentels ſich nicht fo hoch be- 
laufen ſollten. 

§. 22. Die auf vorgedachte Weiſe nach dem Nennwerthe jaͤhrlich ein⸗ 
zuloͤſenden Aktien werden durch das Loos beſtimmt. 

Die Auslooſung findet am 1. Juli jedes Jahres Statt, und zwar zu⸗ 
naͤchſt am 1. Juli desjenigen Jahres, welches auf die Eroͤffnung der ganzen 
Bahn von Koͤln nach Minden folgt. He 

Sie geſchieht in Gegenwart eines Königlichen Kommiſſarius, zweier Mit⸗ 

glieder der Direktion und eines protokollirenden Notars. 
f $. 23. Die Nummern der ausgelooſeten Aktien werden dreimal öffent: 
lich bekannt gemacht, und es wird zugleich beſtimmt, an welchem Tage des De⸗ 
zembers deſſelben Jahres die Kapitalbetraͤge gegen Ablieferung der Aktien und 
der nach dem 2. Januar des folgenden Jahres faͤllig werdenden Kupons ($. 18.) 
erhoben werden koͤnnen. 

§. 24. Der Inhaber einer ausgeloofeten Aktie ſcheidet mit dem Ablauf 
desjenigen Jahres, in welchem die Auslooſung ſtattgefunden hat, aus der Ge⸗ 
Eiipakt aus, und es gehen von dieſem Zeitpunkte ab feine Rechte durch die 
Auslooſung auf den Staat uͤber. 


5 $. 25. Die Nummern der ausgelooſeten Aktien, welche in Folge der 
Bekanntmachung (F. 23.) nicht zur beſtimmten Zeit vorgezeigt werden moͤchten, 
werden jaͤhrlich waͤhrend zehn Jahre von der Direktion Behufs Empfangnahme 
der Zahlung öffentlich aufgerufen. — Diejenigen Aktien, welche nicht innerhalb 
eines Jahres nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einloͤſung vorgezeigt werden, 
ſind werthlos, welches alsdann von der Direktion, unter Angabe der Nummern 
der werthlos gewordenen Aktien, oͤffentlich zu erklären iſt. — Die Koſten des Ver⸗ 
fahrens werden aus dem Kapitalbetrage fuͤr dieſe Aktien entnommen, und der Ueber⸗ 
ſchuß wird zu Unterſtuͤtzungen für das bei der Bahn angeftellte Perſonal verwendet. 


S. 26. Sobald ſaͤmmtliche nach . 9., reſp. 15. emittirte Aktien vom 
Staate erworben find, wird die Bahn von Köln nach der Landesgränze bei 
Minden und das Betriebsmaterial, nebſt dem geſammten Zubehoͤr, dem Reſerve⸗ 
Fonds und ſaͤmmtlichen Aktivis und Paſſivis, Eigenthum des Staates. 
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$. 27. Das nach S. 15. feſtgeſtellte Aktien⸗Kapital kann nur mit landes⸗ 
herrlicher Genehmigung in Folge des Beſchluſſes einer General⸗-Verſammlung 
erhöht werden. 
’ $. 28. Außer dem im $. 15. gedachten Falle dürfen Anleihen nur in 
Folge eines der Saane des Koͤniglichen Finanzminiſteriums unterworfenen 
Beſchluſſes der Generalverſammlung kontrahirt werden. 

Voruͤbergehende Benutzung von Kredit bei Banquiers gehört nicht unter 
den Begriff der vorgedachten Anleihen. 


Titel III. 


Beſtim mungen uͤber oͤffentliche Bekanntmachungen, Abaͤnderungen 
der Statuten und über Auflöfung der Geſellſchaft. 


§. 29. Jaͤhrlich ſollen in der General-Verſammlung die Reſultate der 
Rechnungsablage und ein Bericht uͤber den Zuſtand der Geſchaͤfte der Geſell⸗ 
ſchaft mitgetheilt werden. Dieſe Reſultate und der Bericht werden veroͤffentlicht. 

8. 30. Die in dieſen Statuten vorgeſchriebenen oder vorgeſehenen Be⸗ 
kanntmachungen oder oͤffentlichen Aufforderungen find genügend in Beziehung 
auf die dabei betheiligten Perſonen erlaſſen, wenn ſie in der Allgemeinen Preu⸗ 
ßiſchen Fr in einer Koͤlniſchen, einer Aachener und einer Düffeldorfer Zei⸗ 
tung erſchienen ſind. a 

§. 31. Beſchluͤſſe, durch welche eine Abänderung der Statuten bewirkt 
wird, ſind nur dann guͤltig, wenn ſie durch die General⸗Verſammlung mit einer 
Majoritaͤt von wenigſtens drei Vierteln der Stimmen der gegenwartigen oder 
vertretenen Aktionaͤre gefaßt werden, und beduͤrfen vor ihrer Ausfuͤhrung der 
landesherrlichen Beſtaͤtigung. 

Außerdem muß in den Einberufungsſchreiben zu ſolchen General-Ver⸗ 
ſammlungen die beabſichtigte Abänderung angedeutet werden. 

$. 32. Die Aufloͤſung der Geſellſchaft kann nur in einer für dieſen 
Zweck beſonders angekuͤndigten General⸗Verſammlung in welcher alle Aktionaͤre 
das Stimmrecht auszuüben befugt find, durch eine Majoritaͤt von drei Vierteln 
der Stimmen beſchloſſen werden. —.— 

Bei dieſer General⸗Verſammlung hat jede Aktie Eine Stimme. Der 
für die Aufloͤſung ſprechende Beſchluß bedarf der landesherrlichen Genehmigung 
und wird, wenn dieſe erfolgt, durch die S. 30. erwaͤhnten Zeitungen bekannt 
gemacht. Die Auflöfung kann erſt drei Monate nachher erfolgen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die innern Verwaltungs- und Geſchaͤfts-Einrichtungen. 
Titel IV. 
Die General-Verſammlung. 


5. 33. Vorbehaltlich der in dem S. 32. enthaltenen Beſtimmungen, 
nehmen nur die Beſitzer der Aktien, welche den Beſitz derſelben in den Büchern 
der 


der Geſellſchaft haben eintragen laſſen, Theil an der General⸗Verſammlung. Auch 
iſt zu dem Ende erforderlich, daß die Einſchreibung vor dem Datum der öffent⸗ 
lichen Einberufung der General-Verſammlung Statt gefunden habe. 

Die vorbezeichnete Einſchre'bung erfolgt auf ſchriftliche Anmeldung bei 
der Direktion, entweder gegen Vorzeigung der Aktien oder eines der Direktion 
als genuͤgend erſcheinenden Zeugniſſes uͤber den Beſitz derſelben. 

Ueber die erfolgte Einſchreibung ertheilt die Direktion auf Verlangen 
eine Beſcheinigung. 

§. 34. Wenigſtens Einen Tag vor der General⸗Verſammlung muͤſſen die 
Beſitzer der Aktien oder deren Bevollmaͤchtigte ſich legitimiren, daß der Beſitz 
noch immer ſo beſteht, wie es in den Buͤchern der Geſellſchaft eingeſchrieben iſt. 
Dieſe Legitimation geſchieht bei der Direktion, oder bei den dazu delegirten Di⸗ 
rektions⸗Mitgliedern, oder auch verantwortlichen Beamten, entweder durch Vor⸗ 
zeigung der Aktien oder durch eine genuͤgende Beſcheinigung, im Falle der Be⸗ 
vollmaͤchtigung außerdem durch Einreichung oder Vorzeigung der Vollmacht. 


§. 35. Die $$. 33., 34., 39. und 40. find nicht auf diejenigen Aktien 
anwendbar, welche der Staat nach . 9. a., reſp. $- 15. übernimmt; es wird 
in dieſer Hinſicht Nachfolgendes feſtgeſetzt: Der Staat wird in der General— 
Verſammlung durch einen von ihm zu beſtellenden Kommiſſarius vertreten, wel⸗ 
cher nicht Aktionaͤr zu ſeyn braucht, und uͤbt durch dieſen ſein Stimmrecht aus. 

Die Zahl der Stimmen, auf welche ſich daſſelbe erſtreckt, iſt bei jeder 
General⸗Verſammlung dem ſechsten Theil der durch die ſaͤmmtlichen uͤbrigen an⸗ 
weſenden Aktionaͤre vertretenen Stimmen gleich, ſo daß der Kommiſſarius des 
Staates jedesmal ein Siebentel der geſammten Stimmen fuͤhrt. 

Das Stimmrecht erhoͤht ſich jedoch mit Ruͤckſicht auf die nach §. 21. 
eintretende ſukzeſſive Einloͤſung der Aktien in dem Maaße, daß dem Staate nach 


Ablauf von f 
15 Jahren ein Sechstel, 
2 Fiuͤnftel, 
388 Viertel, 


und demnaͤchſt nac 0 + „Drittel der ſaͤmmtlichen, in jeder Ges 
neral⸗Verſammlung vertretenen Stimmen zukommt. 


$. 36. Die General⸗Verſammlung wird jaͤhrlich Einmal regelmäßig 
im zweiten Jahresquartale oder früher, ſonſt nur außergewöhnlich berufen, 
regelmaͤßig durch die Direktion, außergewoͤhnlich durch dieſe oder in dem durch 
$. 58. sub 4. vorgeſehenen Falle durch den Adminiſtrationsrath. 1 

Die Berufung der General-Verſammlung erfolgt durch öffentliche Auf- 
forderung, wenigſtens einen Monat vor dem Zuſammentritt. 


$. 37. Die General-Verſammlungen finden in Köln Statt und koͤn⸗ 
nen mit Genehmigung des Koͤniglichen Finanzminiſteriums auch in andern Staͤd⸗ 
ten gehalten werden. 
§. 38. Wer von den Aktionaͤren bei der General-Verſammlung nicht 
erſcheint oder nicht durch Bevollmaͤchtigte ſich vertreten laͤßt, iſt deſſen ungeach⸗ 
tet durch die Beſchluͤſſe jener Verſammlung gebunden. 
Jahrgang 1844. (Nr. 2409.) 5 $. 30. 


$. 39. Nur die Beſitzer von fünf und mehr Aktien find in der Ge⸗ 
neral-Verſammlung ſtimmberechtigt. Das Stimmrecht wird in folgendem 
Verhaͤltniß ausgeuͤbt: 

a). für fünf bis fünfzig Aktien auf jede fünf Aktien Eine Stimme; 

b) für die Aktien, welche Jemand über die Zahl von fuͤnfzig hinaus befist, 
bis zu fuͤnfhundert Aktien auf jede zehn Aktien Eine Stimme, und ſoll 
fuͤr die Aktien, welche Jemand uͤber die Zahl von fuͤnfhundert hinaus 
beſitzt, ein Stimmrecht nicht ausgeuͤbt werden. Hiernach kommen dem 
Beſitzer von fuͤnfhundert und mehr Aktien fuͤnfundfuͤnfzig Stimmen zu. 


$. 40. Die Aktionaͤre koͤnnen ſich in Verhinderungsfaͤllen durch andere 
ſtimmberechtigte Aktionaͤre vertreten laſſen, antheilberechtigte Handlungshaͤuſer 
aber durch ihre Prokuratraͤger, Gemeinden und oͤffentliche Inſtitute durch ihre 
Repraͤſentanten, Minderjährige durch ihre Vormünder, Ehefrauen durch ihre 
Ehemaͤnner, wenn dieſe Vertreter auch nicht Aktionaͤre find. Mehr als fünf- 
undfünfzig Stimmen kann ein Einzelner in der Eigenſchaft als Bevollmaͤchtig⸗ 
ter bei der Generals Berfammlung in keinem Falle abgeben. 


§. 41. Den Vorſitz in der General⸗Verſammlung fuͤhrt der Praͤſident, 
reſp. der Vice⸗Praͤſident des Adminiſtrationsrathes. 


$. 42. Der Vorſitzende der General⸗Verſammlung deſignirt deren Pro⸗ 
tokollfuͤhrer, wenn ſie nicht vorzieht, ihn zu erwaͤhlen. 

Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden, dem Protokollfuͤhrer, den 
gegenwaͤrtigen Mitgliedern der Direktion und von denjenigen Aktionaͤren unter⸗ 
ſchrieben, welche dies in der Verſammlung verlangen. 

Die Verſammlung kann aus ihrer Mitte auch drei bis ſechs Aktionaͤre 
zur Mitvollziehung des Protokolls ernennen. 


§. 43. Alle Wahlen und Beſchluͤſſe der General-Verſammlung fin- 
den, vorbehaltlich der in den SS. 31. und 32. enthaltenen Beſtimmungen, nach 
abſoluter Stimmenmehrheit Statt; find die Stimmen gleich, fo entſcheidet 
der Vorſitzende. Die Wahl der Direktion und des Adminiſtrationsrathes 
at durch geheime Stimmenabgabe, und zwar die Wahl der Direktion 
zuerſt. 


$. 44. Bei Wahlen und bei allen Beſchluͤſſen, die ſich auf perſoͤnliche 
Verhaͤltniſſe beziehen, kann von denjenigen Aktionären, welche in Dienſtverhaͤlt⸗ 
niſſen zur Direktion oder zu den Beamten der Geſellſchaft ſtehen, ein Stimm⸗ 
recht nicht ausgeuͤbt werden. Die Direktoren koͤnnen bei der Wahl des Admi⸗ 
niſtrationsrathes das Stimmrecht nicht ausuͤben; ſie koͤnnen jedoch fuͤr den 
Wahlakt die Vollmachten, welche ſie etwa von Andern beſitzen, einfach uͤber⸗ 
tragen. Sofern dem vom Staate ernannten Mitgliede der Direktion die 
Ausübung des Stimmrechtes des Staates (§. 35.) mit übertragen worden, 
findet jedoch die obige Beſchraͤnkung auf daſſelbe nicht Anwendung. 


$. 45. Die Direktion iſt befugt, die Beſchlußnahme über diejenigen 
Anträge bis zur naͤchſten General⸗Verſammlung zu vertagen, welche nicht von ihr 
f oder 


oder nicht vom Adminiſtrationsrathe ausgehen und der Direktion nicht acht 
Tage vor der Verſammlung ſchriftlich mitgetheilt worden find. 

Es kann in dieſem Falle die Verſammlung beſchließen, daß ſie ohne wei⸗ 
tere Berufung an einem der naͤchſten drei Tage wieder zuſammentreten werde, 
um die Erklaͤrung der Direktion zu hören und desfalls Beſchluß zu faſſen. 

Die General⸗Verſammlung kann das Verfahren bei ihren Verhandlungen 
und Beſchlußnahmen innerhalb der Vorſchriften dieſer Statuten durch ein 
Reglement feſtſetzen, welches der Beſtaͤtigung des Koͤniglichen Finanzminiſteriums 
unterworfen iſt. 


Titel V. 
Der Adminiſtrations-Rath. 
§. 46. Der Admininiſtrationsrath beſteht aus achtzehn Mitgliedern. 


§. 47. Hinſichtlich des Wohnorts der Mitglieder des Adminiſtrations⸗ 
Rathes gilt keine weitere Beſchraͤnkung, als daß derſelbe nicht uͤber zehn Mei⸗ 
len von der Bahn entfernt ſeyn darf. 

§. 48. Der dritte Theil der Mitglieder tritt jaͤhrlich aus und wird 
durch eine neue Wahl erſetzt. Bis die Reihenfolge des Austritts nach der 
Amtsdauer ſich gebildet hat, entſcheidet das Loos. 

Die Austretenden ſind wieder waͤhlbar. 

S. 49. Die Mitglieder des Adminiſtrationsrathes muͤſſen fünf Aktien 

beſitzen oder erwerben, welche während der Amtsdauer bei der Direktion depo⸗ 
nirt und außer Kurs geſetzt werden. 


§. 50. Die Wahl der Mitglieder des Adminiſtrationsrathes erfolgt 
durch die General⸗Verſammlung. 

Wenn in irgend einer Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des Admini⸗ 
ſtrationsrathes vor den regelmäßigen Ablauf der Amtsdauer vakant wird, fo 
erſetzt die naͤchſte General⸗Verſammlung dieſe Stelle durch neue Wahl fuͤr die 
noch uͤbrige Amtsdauer des Ausgetretenen. 

8. 51. Das Koͤnigliche Finanzminiſterium ernennt jahrlich aus den 
8 des Adminiſtrationsrathes einen Praͤſidenten und einen Vice⸗Praͤ⸗ 
identen. 

8. 52. Inſofern der Adminiſtrationsrath ſich nicht, nach der im §. 58. 
sub 5. enthaltenen Befugniß, in Abtheilungen verſammelt, find feine Verſamm⸗ 
lungen Plenarſitzungen. Dieſe finden in Köln Statt, es ſey denn, daß der Praͤ⸗ 
ſident des Adminiſtrationsrathes mit der Direktion daruͤber einig waͤre, die 
Sitzung in einer andern Stadt halten zu laſſen. 

Wenigſtens Einmal jaͤhrlich findet eine Plenarſitzung Statt. 

$. 53. Das Plenum des Adminiſtrationsrathes wird berufen durch den 
Praͤſidenten oder in deſſen Abweſenheit durch den Vice⸗Praͤſidenten, entweder 
wenn einer von beiden die Berufung fuͤr nothwendig erachtet, oder wenn die⸗ 
ſelbe von wenigſtens ſechs Mitgliedern ſchriftlich verlangt wird, oder endlich 
wenn die Direktion darauf antraͤgt. 

(Fr. 209.) 5* Die 
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Die Berufung erfolgt mindeſtens ſechs Tage vor dem beabſichtigten Zu⸗ 
ſammentritt. In dem Berufungsſchreiben ſollen die Gegenſtaͤnde der Berathung 
im Allgemeinen angegeben werden. 


8. 54. Für die Abtheilungen des Adminiſtrationsrathes kommen die im 
S. 58. sub 5. enthaltenen Beſtimmungen zur Anwendung. 


. 55. Zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe des Plenums müffen, vorbe⸗ 
haltlich der in dem S. 58. enthaltenen Beſtimmungen, wenigſtens neun Mitglie⸗ 
der verſammelt ſeyn. 

Die Beſchluͤſſe werden, unter dem vorſtehend bemerkten Vorbehalte, nach 
abſoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Iſt nicht dieſe, ſondern nur 
Stimmengleichheit erreichbar, ſo entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


8. 56. Ueber die Verhandlungen des Adminiſtrationsrathes wird Pro- 
tokoll geführt, welches, wie die gefaßten Beſchluͤſſe, von den anweſenden Mits 
gliedern zu unterſchreiben iſt. 
$. 57. Der Adminiſtrationsrath iſt verpflichtet: 
1) die von den beſoldeten Beamten oder Angeſtellten der Geſellſchaft zu 
leiſtenden Kautionen auf den Antrag der Direktion oder nach eigenem 
Ermeſſen feſtzuſtellen; 

2) die von der Direktion Caͤhrlich) vorzulegenden Etats zu prüfen und 
die Genehmigung zu geben oder zu verweigern; 

3) uͤber alle Antraͤge der Direktion Beſchluß zu faſſen; 

A) über die von der Direktion jaͤhrlich vorzulegende Rechnung, nach er⸗ 
langter Ueberzeugung von deren Richtigkeit, Decharge zu ertheilen. 

Zur Pruͤſung dieſer Rechnung und der dazu gehoͤrigen Belaͤge 

wird jahrlich aus der Mitte des Adminiſtrationsrathes ein Rechnungs⸗ 
Reviſor von dem Koͤniglichen Finanzminiſterium ernannt. So lange 


der Bau der Bahn nicht beendet iſt, koͤnnen auf gleiche Weiſe mehre 
Rechnungsreviſoren ernannt werden. 


$. 58. Der Adminiſtrationsrath nimmt nicht Theil an der ausfuͤhrenden 
Verwaltung, fuͤr welche die Direktion allein beſtellt und verantwortlich bleibt, 
iſt aber zu Folgendem befugt: ’ 

1) Er kann, unter Zuziehung des Sue oder eines Direktors, 
außergewoͤhnliche Kaſſenreviſionen bei den Kaſſirern oder Empfängern 
der Geſellſchaft durch eines oder mehre ſeiner Mitglieder halten laſſen, 
wozu der Praͤſident und Vice-Praͤſident von Amtswegen ohne weitern 
Beſchluß befugt ſeyn ſollen. f i 

2) Der Praͤſident ſowie auch der Vice-Praͤſident kann in den Buͤreaus 
der Direktion von deren Protokollen, Beſchluͤſſen, Buͤchern und De: 
kumenten, ſowie von ihrer Rechnungsfuͤhrung und techniſchen Admini⸗ 
ſtration Kenntniß nehmen; auch kann der Adminiſtrationsrath mit einer 
Majoritaͤt von wenigſtens zwölf Stimmen noch einem ſonſtigen Mit⸗ 
gliede die Befugniß zu einer ſolchen Kenntnißnahme beilegen, jedoch 
nicht fuͤr eine laͤngere Zeit als Ein Jahr. 

3) Der 
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3) Der Adminiſtrationsrath kann mit einer Majoritaͤt von wenigſtens 
zwoͤlf Mitgliedern einen gewaͤhlten Direktor vom Dienſte ſuspendiren, 
iſt alsdann aber verpflichtet, bei der naͤchſten General⸗Verſammlung auf 
die Entlaſſung dieſes Direktors anzutragen. Wenn dieſe Verſamm⸗ 
lung den Antrag verwirft, ſo iſt dadurch die vom Adminiſtrations⸗ 
Rathe ausgeſprochene Suspenſion vom Dienſte von ſelbſt aufgehoben. 

4) Bei ſich ergebender Veranlaſſung kann der Adminiſtrationsrath mit 
einer Majoritaͤt von wenigſtens zwoͤlf Stimmen die Berufung einer 
außerordentlichen General⸗Verſammlung einleiten. 

5) Der Adminiſtrationsrath kann, wenn wenigſtens zwoͤlf ſeiner Mitglie⸗ 
der verſammelt ſind, auf den Antrag der Direktion Abtheilungen aus 
ſeiner Mitte ernennen und denſelben die Funktionen, die er im Gan⸗ 
zen ausübt, theilweiſe übertragen. Hierbei gelten folgende Regeln: 

a) eine Abtheilung muß wenigſtens aus drei Mitgliedern beſtehen; 

b) der Praͤſident, reſp. Vice-Praͤſident iſt Vorſitzender der Abtheilung, 

zu welcher er deſignirt iſt. Fuͤr die i zu welchen der 
Praͤſident oder Vice⸗Praͤſident nicht gehört, wird der Vorſitzende 
aus den deſignirten Mitgliedern vom Praͤſidenten ernannt. Wenn 
in einer Abtheilung der Vorſitzende nicht gegenwaͤrtig iſt, fo wird 
der Vorſitz von dem aͤlteſten Abtheilungsmitgliede gefuͤhrt; 

©) die Abtheilung verſammelt ſich auf Berufung der Direktion, oder 

eines von ihr kommitirten Direktors oder hoͤhern Beamten; 

a) von den Funktionen des Adminiſtrationsrathes koͤnnen den Ab⸗ 
theilungen nicht ſolche uͤbertragen werden, zu deren Ausübung 
wenigſtens zwoͤlf Mitglieder in der Verſammlung gegenwaͤrtig 
ſeyn muͤſſen. Auch koͤnnen den Abtheilungen die im §. 61. und 
$. 70. unter a., ., g. und h. dem Adminiſtrationsrathe vorbehal⸗ 
tenen Funktionen nicht uͤbertragen werden; 
die Direktion kann, wenn ſie den Beſchluß einer Abtheilung dem 
Intereſſe der Geſellſchaft zuwider laufend erachtet, auf die Ent⸗ 
ſcheidung des Plenums rekurriren. 


§. 59. Die Rechnungsreviſoren erhalten für ihre Muͤhwaltung eine 
Vergütung, deren Betrag von dem Adminiſtrationsrathe feſtgeſtellt wird und 
in der Regel vierhundert Thaler nicht uͤberſteigen ſoll. Im Uebrigen werden 
die Mitglieder des Adminiſtrationsrathes nicht beſoldet, erhalten aber Erſatz der 
durch ihre Funktionen herbeigeführten Auslagen. Außerdem kann die General⸗ 
Verſammlung beſchließen, daß Betraͤge bis zu Einem Prozent des Ueberſchuſſes, 
welchen der Reinertrag nach Abzug von 31 Prozent Zinſen vom Aktienkapital 
ergiebt, unter die Mitglieder des Adminiſtrationsrathes, nach dem Maaßſtabe ih⸗ 
rer haͤufgern oder ſeltenern Gegenwart bei den Verſammlungen, vertheilt werden. 
Der Präfident und der Vice⸗Praͤſident ſollen dabei, nach eben dieſem Maßſtabe, 
jeder im dreifachen Verhaͤltniß gegen die uͤbrigen Mitglieder, betheiligt werden. 
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Titel VI. 
Die Direktion. 


S. 60. Die Direktion, welche in Köln ihren Sitz hat, beſteht aus ſieben 
Mitgliedern. Sechs derſelben werden von der N gewaͤhlt, 
und zwar vier aus der Zahl der in Köln und zwei aus der Zahl der in Duͤſſel⸗ 
dorf wohnhaften Aktionaͤre. — Ein Mitglied, welches nicht Aktionaͤr zu ſeyn 
braucht, wird vom Staate ernannt; auch bleibt dem letztern vorbehalten, fuͤr 
Verhinderungsfaͤlle einen Stellvertreter fuͤr daſſelbe zu beſtellen. 

Die gewaͤhlten Mitglieder muͤſſen zehn Aktien der Geſellſchaft beſitzen 
oder erwerben, welche waͤhrend der Amtsdauer von der Direktion außer Kurs 
geſetzt und deponirt werden. 


Alle zwei Jahre, in der erſten auf die ordentliche General⸗Verſammlung 
folgenden Sitzung der Direktion, treten drei von den gewaͤhlten Mitgliedern, 
und zwar zwei von den in Koͤln und eins von den in Duͤſſeldorf wohnhaften, 
aus, und an deren Stelle drei neue Mitglieder ein, welche von der vorgedach⸗ 
ten General⸗Verſammlung zu e find. — Der Austritt erfolgt das erſte 
Mal nach dem Looſe; demnaͤchſt ſcheiden diejenigen aus, welche in Folge der 
vorletzten Wahl eingetreten ſind. Die Austretenden ſind wieder waͤhlbar. 


$. 61. Wenn auf irgend eine Weiſe die Stelle eines gewaͤhlten Di⸗ 
rektors vor dem regelmaͤßigen Ablaufe der Amtsdauer vakant wird, ſo erſetzt 
die nie General⸗Verſammlung dieſe Stelle durch neue Wahl für die noch 
uͤbrige Amtsdauer des Ausgetretenen. Bis dahin wird dieſelbe vom Admini⸗ 
ſtrationsrath in feiner naͤchſten Verſammlung, unter Beruͤckſichtigung der im 
§. 60. hinſichtlich des Wohnortes enthaltenen Beſtimmungen, vorlaͤufig beſetzt. 


$. 62. Die Direktion erwaͤhlt jaͤhrlich aus ihrer Mitte einen ne 
ten, welcher in Verhinderungsfaͤllen feinen Stellvertreter aus der Zahl der 
uͤbrigen Mitglieder bezeichnet. 


$. 63. Die Direktion verſammelt ſich regelmaͤßig in periodiſchen, im 
Voraus von ihr feſtzuſetzenden Sitzungen, zu welchen es beſonderer Einladun⸗ 
a nicht bedarf, und außerordentlich auf Einberufung des Praͤſidenten, reſp. 
eines Stellvertreters. 


§. 64. In den Einladungen zu den außerordentlichen Verſammlungen 
der Direktion ſollen die Gegenftände ihrer Berathung ſummariſch angegeben 
werden. Sollen Gegenftände zur Berathung kommen, die nicht auf dieſe 
Weiſe vorgaͤngig bezeichnet find, fo muß die Beſchlußnahme darüber, wenn 
3 nur Ein Mitglied es verlangt, bis zur naͤchſten Verſammlung vertagt 
werden. 


8. 65. Zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe müffen wenigſtens vier Mitglie⸗ 
der der Direktion gegenwärtig ſeyn. Sollten ſich zu einer Sitzung nicht vier 
Mitglieder eingefunden haben, ſo iſt die Beſchlußfaſſung in einer anderweitigen 
Sitzung durch drei Mitglieder, unter denen ſich das vom Staate ernannte 

Mit⸗ 
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Mitglied, refp. deffen Stellvertreter befinden muß, gültig, fofern eine Einladung 
zu dieſer Sitzung unter Bezeichnung der zu berathenden Gegenſtaͤnde an ſaͤmmt⸗ 
liche Mitglieder ergangen iſt. f 

N §. 66. Vorbehaltlich der im §. 71. enthaltenen Beſtimmungen, werden 
die Beſchluͤſſe der Direktion nach Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt; 
bei Stimmengleichheit giebt die Meinung des Praͤſidenten den Ausſchlag. 


§. 67. Die Beſchluͤſſe der Direktion werden von den Mitgliedern, welche 
dabei konkurriren, unterzeichnet. ü 

Das bei jeder Verſammlung der Direktion zu fuͤhrende Protokoll wird 
von den anweſenden Mitgliedern unterzeichnet. Die bei den Berathungen vor⸗ 
kommende Meinungsverſchiedenheit wird auf Verlangen motivirt ausgedrückt. 
Die Minoritaͤt kann dies auch durch ein dem Protokolle beizufuͤgendes Separat—⸗ 
Votum veranlaſſen. 


$. 68. Die Direktion hat die obere Leitung der Geſchaͤfte und Angele⸗ 
genheiten der Geſellſchaft innerhalb der durch die Statuten gezogenen Grenzen 
und Formen. Die Direktion vertritt daher die Geſellſchaft in allen Verhand⸗ 
lungen und Vertraͤgen mit Behoͤrden oder dritten Perſonen, insbeſondere auch 
bei Vergleichen, Erwerbung oder Veraͤußerung von Immobilien, Eintragung 
und Loͤſchung von Hypotheken, ſowie bei allen Rechtsſtreitigkeiten oder ſonſti⸗ 
gen gerichtlichen Verhandlungen. 


§. 69. Die Anſtellung und Entlaſſung der Beamten der Geſellſchaft, 
fo wie die Feſtſtellung ihrer Beſoldung, gehen von der Direktion aus. Sie iſt 
jedoch nicht befugt, Perſonen fuͤr den Dienſt der Geſellſchaft auf laͤngere 5 5 
als zehn Jahre zu engagiren; eben ſo wenig iſt ſie zur Abſchließung von Ver⸗ 
traͤgen befugt, durch welche Penſionen zu Laſt der Geſellſchaft gewaͤhrt wuͤrden. 


§. 70. Ohne Genehmigung des Adminiſtrationsrathes iſt die Direktion 
nicht befugt, über nachſtehende Gegenſtaͤnde Beſchluͤſſe auszuführen oder Ver⸗ 
traͤge definitiv abzuſchließen, naͤmlich: 

a) die Anſtellung des Spezial⸗Direktors und aller Beamten oder Huͤlfsarbei⸗ 
ter, welche fuͤr eine laͤngere Zeit als ſuͤnf Jahre angenommen werden, 
oder deren jaͤhrliche Beſoldung mehr als vierhundert Thaler betraͤgt; 

b) Kauf und Veraͤußerung von Immobilien, mit Ausnahme der zum 
Zwecke der Bahnanlage und aller dabei erforderlichen Arbeiten und 
Materialien zu erwerbenden und reſp. erworbenen und ſpaͤter zu jenem 
Zweck nicht mehr erforderlichen Immobilien; 

c) Leiſtungen von Arbeiten oder Lieferungen auf andere Weiſe, als durch 
Öffentlihe Verdingung an den Mindeſtfordernden, in ſofern das Objekt 
die Summe von zweitauſend Thalern uͤberſteigt, mit Ausnahme der 
unter d. und e. beſtimmten Faͤlle; 

d) Ankauf oder Verkauf von Maſchinen oder Utenſilien, wenn der Werth 
die Summe von zwanzigtauſend Thalern uͤberſteigt; 

e) Auffuͤhrung von Gebaͤuden und Errichtung von Anlagen, deren Koſten 
die Summe von zehntauſend Thalern uͤberſteigen; 

(Nr. 2409.) f) Feſt⸗ 
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) Feſtſetzung des Bahngeldes; 

g) Feſtſetzung des Tarifs fuͤr den Transport von Perſonen, Waaren und 
ſonſtigen Gegenſtaͤnden; 

h) Ame mit Unternehmern von Eiſenbahnen nach Maaßgabe des 
4 


Die vorbehaltene Genehmigung Seitens des Adminiſtrationsrathes kann, ſo 
weit es thunlich iſt, vorgaͤngig, oder auch nach einem allgemeinen, jährlich auf- 
zuſtellenden Etat ertheilt werden. 


$. 21. Die Direktion kann, wenn fie es vermittelſt einer Majoritaͤt 
von wenigſtens fuͤnf Stimmen beſchließt, einzelne ihrer Mitglieder zur Beſor⸗ 
gung beſonderer Funktionen delegiren, auch die deshalb erforderlich ſcheinenden 
Normen feſtſtellen. 


$. 72. Die aus den Beſchluͤſſen der Direktion hervorgehenden Ver: 
fuͤgungen, Vollmachten und Vertraͤge ſind von zwei Mitgliedern, worunter der 
Praͤſident oder deſſen Stellvertreter ſich befinden muß, zu unterzeichnen; fuͤr die 
laufende Korreſpondenz genuͤgt die Unterſchrift eines Direktors, welche auch dem 
Spezial» Direktor übertragen werden kann. 


$. 73. Die Mitglieder der Direktion erhalten, außer dem Erſatze für 
Reiſekoſten oder andere durch ihre Funktionen veranlaßte Auslagen eine Ent⸗ 
ſchaͤdigung fuͤr ihre Muͤhwaltung. a 

Dieſe Entſchaͤdigung ſoll in einer Tantieme an dem Ueberſchuſſe, welchen 
der Reinertrag nach Abzug von 3; Prozent Zinſen vom Aktien-Kapital ergiebt, 
beſtehen, und kann im Ganzen bis auf vier Prozent von jenem Ueberſchuſſe 
durch den Adminiſtrationsrath feſtgeſetzt werden. 

So lange ein ſolcher Ueberſchuß nicht eingetreten iſt, kann der Admini⸗ 
ſtrationsrath die Entſchaͤdigung bis zum Geſammtbetrage von dreitauſend Tha— 
lern jaͤhrlich gewaͤhren. 

Der vom Staate ernannte Direktor erhaͤlt von der Geſellſchaft keine 
Beſoldung oder weitere Entſchaͤdigung fuͤr ſeine Muͤhwaltung, indem er vom 
Staate beſoldet und für Reiſe⸗ und andere Koſten entſchaͤdigt wird. Ob der⸗ 
ſelbe an der obigen Tantieme Theil nehme, hängt von der Beſtimmung des 
Koͤniglichen Finanzminiſteriums ab. 


Titel VII. 
Von den Beamten der Geſellſchaft. 
$. 74. Als erſter Verwaltungsbeamter zur Fuͤhrung der Gefchäfte nach 
den Beſchluͤſſen der Direktion wird ein Spezial⸗Direktor angeſtellt. Die Ans 


ſtellung deſſelben, fo wie der übrigen Beamten, erfolgt mit den aus SS. 60., 70. 
und 75. ſich ergebenden Maaßgaben durch die Direktion. 


§. 75. Dem Koͤniglichen Finanzminiſterium bleibt die Beſtaͤtigung 


a) des Spezial⸗Direktors und feines etwaigen Subſtituten, 
) des 
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b) des oder der höhern techniſchen Beamten für die Leitung des Baues 
und des Betriebes, 


c) des Hauptkaſſirers 


vorbehalten, und zwar hinſichtlich der ad a. und h. gedachten Beamten mit der 
Maaßgabe, daß es dem Koͤniglichen Finanzminiſterium frei ſteht, die von der 
Direktion hierzu vorgeſchlagenen Perſonen ohne Angabe von Gruͤnden zu ver⸗ 
werfen und in einem ſolchen Falle die Wahl dieſer Beamten ſelbſt zu treffen. 


Sowohl die Beſoldung der sub a. b. und c. gedachten Beamten als 
die ſonſtigen Verhaͤltniſſe derſelben und die etwaigen beſonderen Bedingungen 
ihrer Entlaſſung find unter Zuſtimmung des Koͤniglichen Finanzminiſteriums 
feſtzuſetzen. Daſſelbe kann, auf den Grund eines auf vorgaͤngige Unterſuchung 
und auf den Vortrag des Juſtitiars von dem Plenum der Koͤniglichen Regie⸗ 
rung zu Koͤln abzugebenden Gutachtens, die gezwungene Entlaſſung der in die⸗ 
ſem Paragraphen bezeichneten Beamten wegen pflichtwidriger oder nachlaͤſſiger 
Be und ihre Suspenſion vom Dienfte während der Unterſuchung 
verhaͤngen. 


Titel VIII. 
Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 


$. 76. Sollte der Staat in Folge der von ihm übernommenen Zins⸗ 
Garantie (S. 17.) genoͤthigt ſeyn, in fünf auf einander folgenden Jahren einen 
Zuſchuß zu leiſten, oder ſollte der Zuſchuß in einem Jahre mehr als Ein und 
ein halb Prozent des nach . 9., reſp. §. 15. feſtgeſetzten Aktien⸗Kapitals betra⸗ 
gen, ſo ſteht demſelben die Befugniß zu, die Adminiſtration und den Betrieb 
der Bahn von Koͤln nach der Landesgraͤnze bei Minden zu uͤbernehmen. — 
Im Falle der Geltendmachung dieſer Befugniß iſt der Staat hinſichtlich der 
Verwaltung keinerlei Beſchraͤnkungen von Seiten der Geſellſchaft unterworfen; 
dagegen ift er verpflichtet, vollſtaͤndig Rechnung zu legen und den aufkommen⸗ 
den Reinertrag nach eben den Beſtimmungen, welche fuͤr die eigene Adminiſtra⸗ 
tion der Geſellſchaft gelten (S. 16.), den Aktionaͤren zukommen zu laſſen, unter 
allen Umſtaͤnden aber die garantirten 35 Prozent Zinſen zu gewaͤhren. Wenn 
bei dieſer Adminiſtration von Seiten des Staats der Reinertrag in drei hinter 
einander folgenden Jahren mehr als 31 Prozent des Aktienkapitals betragen 
hat, iſt die Geſellſchaft berechtigt, die Verwaltung wieder zu uͤbernehmen. 


$. 77. Die Eiſenbahn-Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach dem Verlangen 
der Militairverwaltung fuͤr die auf der Bahn zu befördernden Transporte von 
Truppen, Waffen, Kriegs: und Verpflegungsbeduͤrfniſſen, fo wie von Militair- 
Effekten jeglicher Art, noͤthigen Falls auch außerordentliche Fahrten einzurichten, 
und zwar dergeſtalt, daß für dergleichen Transporte nicht bloß die unter ge 
wohnlichen Umſtaͤnden bei den Fahrten zur Anwendung kommenden, fondern 
auch die ſonſt noch vorhandenen Transportmittel benutzt werden. 


Auch bleibt der Militairverwaltung vorbehalten, ſich zu dergleichen Trans⸗ 
porten eigener Transports und Dampfwagen zu bedienen. In ſolchen Faͤllen 
Jahrgang 1844. (Nr. 2509.) 6 wird 
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wird der Geſellſchaft, außer der Erſtattung der Feuerungskoſten, nur ein maͤßi⸗ 
ges Bahngeld gewaͤhrt. f 
Findet daneben auch die Benutzung der Transportmittel der Geſellſchaft 
Statt, ſo wird dieſelbe nach billig maͤßigen Saͤtzen beſonders verguͤtet. 
Die Geſellſchaft wird darauf Bedacht nehmen, eine Anzahl von Trans⸗ 
portfahrzeugen fo einzurichten, daß ſolche nöthigen Falls auch zum Transport 
von Pferden benutzt werden koͤnnen, auch eine Anzahl von Wagen in einer 


a von 12 Fuß zum Gebrauch bei der Abſendung der Militair-Effekten bereit 
zu halten. 


§. 78. So weit nicht uͤber die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate 
in dieſen Statuten beſondere Feſtſetzungen enthalten ſind, beſtimmen ſich dieſel⸗ 
ben nach dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 
1838. Außerdem kommen hinſichtlich der Eiſenbahnſtrecke von Minden bis 
zur Landesgraͤnze die beſonderen Beſtimmungen und Maaßgaben zur Anwen⸗ 
dung, welche in dem Staatsvertrage zwiſchen Preußen, Hannover und Braun: 
ſchweig uͤber die Ausfuͤhrung einer Eiſenbahn von Magdeburg uͤber Braunſchweig 
und Hannover nach Minden vom 10. April 1841. (Geſetzſammlung fuͤr 1842. 
S. 46.) enthalten ſind. 


§. 79. Die von der Direktion akzeptirten Modifikationen oder Zuſaͤtze 
zu den Statuten, welche die Staatsregierung bei Vollziehung der Konzeſſion 
etwa vorſchreiben moͤchte, ſollen für die Geſellſchaft eben ſo bindend ſeyn, als 
wenn ſie woͤrtlich in dieſen Statuten enthalten waͤren. 


Tranſitoriſche Verfuͤgungen. 

Art. 1. In Betreff der nach S. 9. b. im Wege der Aktienzeichnungen 
unterzubringenden 11,140,000 Thaler ſind, da dieſe Summe durch die bisherigen 
Zeichnungen und Bewerbungen ſehr bedeutend uͤberſchritten iſt, folgende Be⸗ 
ſtimmungen maaßgebend: 

J. Es find vorzugsweiſe zu beruͤckſichtigen: 

a) die von den Aktionaͤren der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft an⸗ 


Summe von n , . 885,400 
erfolgt ſind; ; f 
e) das Stammkapital, welches durch die Unterſchriften 
der am 19. Auguſt d. J. zur Begruͤndung der Ge⸗ 
Klichaft in Köln zuſammengetretenen dreiundfuͤnfzig 
ktienzeichner für eine Summe von........ 347,800 
gebildet iſt. 


Solche find daher für die Totalſumme von 3,328,400 Thlr. 
einer Reduktion nicht unterworfen. 
II. Auf 


II. Auf die nach deren Abzug uͤbrigbleibende Aktien⸗ 
r ERST, RIRNOT RS 7,811,600 Thlr. 
konkurriren: 
a) die in Köln auf den Grund der Bedingungen vom 24. Auguſt d. J. 
an demſelben Tage angemeldeten Aktienzeichnungen zum Betrage 
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tember d. J. bis zum Belaufe von 11,159,000 


III. Bei der Ausgleichung jener Konkurrenz werden nachſtehende Be— 
ſtimmungen befolgt: 

So fern dieſelben Intereſſenten ſowohl bei der Oſtrheiniſchen Eiſen⸗ 

bahn⸗Geſellſchaft, als bei dem Duͤſſeldorfer Komité ſich haben ein⸗ 

ſchreiben laſſen, wird nur eine Einzeichnung, und zwar bei Der: 
ſchiedenheit der Summen die groͤßte beruͤckſichtiget. Rn 

Daſſelbe gilt hinſichtlich derjenigen, welche ſich, ſey es in Köln 

oder in Duͤſſeldorf, zwei- oder mehrmal durch verſchiedene Manda⸗ 

tare haben einſchreiben laſſen. 

b) Die Einzeichner von fuͤnf Aktien und weniger ſind einer Reduktion 
nicht unterworfen, auch ſoll eine ſolche immer nur in ſo weit Statt 
finden, daß dem einzelnen Zeichner eine Betheiligung mit wenigſtens 
fuͤnf Aktien verbleibt. 

c) Diejenigen Intereſſenten, welche nach der Beſtimmung bei J. oder 
nach jener bei III. b. einer Reduktion nicht unterworfen ſind, kom⸗ 
men mit den anderweitig von ihnen gemachten Zeichnungen nur in 
dem Maaße in Anſatz, daß der Betrag dieſer Zeichnungen vorab um 
diejenige Summe gekuͤrzt wird, welche einer Reduktion nicht un⸗ 
terliegt. 

d) Der a welcher den einzelnen Intereſſenten, für welche 
gleichzeitig in Koͤln und in Duͤſſeldorf Zeichnungen angemeldet wor⸗ 
den, in Folge der Reduktion verbleibt, wird nach Verhaͤltniß der 
für fie in Köln und in Düffeldorf gezeichneten Beträge den reſpek⸗ 
tiven Anmeldern aufgegeben. 


Art. 2. Die proviſoriſche Direktion, welche bei Begruͤndung der Geſell⸗ 
ſchaft am 23. Auguſt d. J. erwaͤhlt worden iſt, hat, nachdem die Vertheilung 
des Aktienkapitals auf die verſchiedenen Aktienzeichner in Gemaͤßheit der im 

(Nr. 2409.) 6 Art. 
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Art. 1. feſtgeſetzten Beſtimmungen erfolgt ſeyn wird, eine Einzahlung von zehn 
Prozent im Laufe des Monats Nopember d. J. auszuſchreiben und einzuziehen. 

Die Einzahlungen ſind nach näherer Beſtimmung der gedachten provi⸗ 
ſoriſchen Direktion in Köln, Duͤſſeldorf und Berlin zu leiſten, und es werden 
die eingezahlten Betraͤge bei der Koͤniglichen Bank deponirt, oder ſonſt nach 
der Beſtimmung des Koͤniglichen Finanzminiſteriums ſicher niedergelegt. 

Werr die ausgeſchriebene Einzahlung nicht leiſtet, kann von der proviſo⸗ 

1 2 reſp. von der definitiven Direktion ſofort feines Anrechts verluſtig er- 
laͤrt werden. 

Die naͤchſte General⸗Verſammlung wird unmittelbar nach erfolgter Aller⸗ 
hoͤchſter Beſtaͤtigung der Statuten von der proviſoriſchen Direktion nach Maaß⸗ 
gabe des §. 36. berufen. 


